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GENERALSEKRET˜R

Die Welt als Dorf 

Der Ausspruch �Die Welt ist ein Dorf� 
ist vielen bekannt und die dahinter-
stehende Bedeutung, dass entfernt 
scheinende Dinge oft doch Gemeinsam-
keiten haben, hat sich schon oft 
bewahrheitet. Der Prozess der Globali-
sierung, also die Entstehung weltweiter 
Ver�echtungen, ist ein Bespiel dafür � 
sei es in der Wirtschaft, in der Kommu-
nikation, in der Umwelt oder der 
Politik. Globale Vernetzung bedingt 
aber auch die Ausbreitung von negati-
ven E�ekten wie etwa Ressourcen-
knappheit und soziale Spannungen. 
Diese globalen Zusammenhänge und 
deren Auswirkungen auf den Menschen 
und seinen unmittelbaren Lebensraum 
versucht das Buch �Unser kleines Dorf� 
darzustellen. Es zeigt, was wäre, wenn 
die Welt ein Dorf mit 100 Menschen 
wäre. Die Ungleichheiten bei Energie-
verbrauch, Vermögensverteilung oder 
Wasserversorgung werden plötzlich auf 
lokaler Ebene ganz drastisch sichtbar. 
Ziel muss es daher sein, dass nach-
haltige weltweite Bestrebungen vor 
allem bei den Menschen vor Ort 
spürbar werden.

Dr. �omas Weninger,
Generalsekretär Österreichischer Städtebund
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Lokale Entwicklungs-
zusammenarbeit 

Die Mitgliedstaaten der Vereinten 
Nationen haben 17 Ziele de�niert, 

deren Erreichen weltweit eine nach-
haltige Entwicklung in Gang setzen 

soll. Diese sogenannten SDGs 
(Sustainable Development Goals) � 
kurz #globalgoals � wurden 2015 

beschlossen und sollen bis Ende 2030 
u. a. Armut bekämpfen, die Gleich-

stellung der Geschlechter vorantreiben, 
die Gesundheitsversorgung verbessern 

und dem Klimawandel entgegen-
steuern. Im Mittelpunkt steht dabei 

der Mensch. Umso wichtiger ist daher 
die regionale und lokale Dimension 

der SDGs. Zahlreiche Initiativen 
verschiedenster Organisationen und 

Unternehmen sowie Städte und 
Gemeinden beteiligen sich bereits mit 

großem Engagement. Doch Hand-
lungsbedarf besteht nach wie vor. Der 
Weg zum Umsetzen der nachhaltigen 
Entwicklungsziele ist ein weiter, aber 

auch die längste Reise beginnt mit 
dem ersten Schritt. Und Österreich ist 

ganz vorne mit dabei. 

Dr. Michael Häupl,
Präsident Österreichischer Städtebund
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Finanzen

Gemeinde�nanzprognose bis 2021
Den Gemeinden (ohne Wien) wird aus der laufenden Gebarung im Jahr 2017 ein  
Überschuss von voraussichtlich 1,58 Mrd. Euro verbleiben. Dieser Spielraum für Investitionen  
und Schuldentilgungen liegt in realen Werten um 10 Prozent unter dem Wert von 2012. 

4 � ÖGZ 02/2018

ST˜DTEBUND AKTUELL

Die Gemeinden (ohne Wien) erhalten 2017 rund  
7,2 Mrd. Euro Ertragsanteile aus dem Bundestopf, da-
von werden 2,7 Mrd. bzw. 37 Prozent über Transfers 

(für Krankenanstalten, Sozialhilfe und Landesumlage) wieder 
an die Länder zurücküberwiesen. Der aus Gemeindesicht ne-
gative Transfersaldo ist seit 2012 um 615 Mio. Euro gestiegen. 
Au�allend sind auch noch die unterschiedlichen Werte bei 
Ertragskraft und freier Finanzspitze nach Gemeinde-Grö-
ßenklassen. Am besten geht es dabei den Gemeinden zwi-
schen 2.500 und 10.000 EinwohnerInnen (EW), den ge-
ringsten Spielraum haben die kleinsten Gemeinden (bis 
1.000 EW) und die großen Städte über 50.000 EW. 

Gemeinde�nanzprognose bis 2021
Die Ertragsanteile der Gemeinden (ohne Wien) werden im 
Jahr 2018 über den Werten von 2016/2017 liegen, das be-
deutet 300 Mio. Euro Mehreinnahmen. Die Transfers wer-
den jedoch ab 2017 mit 4,3 bis 4,8 Prozent p. a. steigen.
�Weiterhin stark steigende Gesundheitsausgaben, die Dyna-
mik und Unsicherheit im P�egebereich sowie eine mögliche 
Reduktion der Abgabenquote können mittelfristig auf die 
Gemeinde�nanzen substanzielle Auswirkungen haben und 
den Spielraum stark einschränken�, erklärt Peter Biwald, 

Geschäftsführer des KDZ � Zentrum für Verwaltungs
forschung.

Ausgabendynamik im P�ege- und Gesundheits-
bereich auch für Gemeinden 
Die Vereinbarung Zielsteuerung-Gesundheit Bund und Länder 
2012 (Art. 15a B-VG) soll den Anstieg der Gesundheitsaus-
gaben auf zuletzt +3,6 Prozent p. a. beschränken. Davon ist 
bis 2016 auf Gemeindeebene noch nichts zu spüren gewesen. 
Statt der angestrebten maximalen Steigerung von 15,3 Pro-
zent (2012 bis 2016) ist die Krankenanstaltenumlage der 
Gemeinden um 19,8 Prozent gestiegen. Für die Jahre 
2017/2018 werden auf Gemeindeebene +7,6 Prozent bzw. 
+5,0 Prozent erwartet � mehr als die im FAG 2017 festgeleg-
ten 3,5 bzw. 3,6 Prozent (Gesundheitsausgaben ohne 
P�ege).

Herausforderung P�ege 
Im FAG 2017 wurde für die P�egeausgaben eine Ausga-
benobergrenze von 4,6 Prozent p. a. vereinbart. Die Sozial-
hilfeumlage der Gemeinden ist zwischen 2012 und 2016 um 
+5,3 Prozent p. a. gestiegen. Für die beiden nächsten Jahre 
wurden ursprünglich (vor Abscha�ung d. P�egeregresses) 
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Gemeinde-Finanzprognose 2021 in drei Szenarien � Überschuss der laufenden Gebarung (ÖSQ in Prozent)
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Internationale Politik, Kultur und Entwicklung
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Beziehungen

Weltweit leben immer mehr Menschen in Städten.  
Wie es dazu kommt? Migration, Ressourcenknappheit, 
Klimawandel, Arbeit im Wandel:  
Das Südwind-Magazin berichtet aus Regionen,  
die von anderen Medien vernachlässigt werden –  
und liefert globale Zusammenhänge. 

Bestellen Sie jetzt ein Probeexemplar!
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Internationale Politik, Kultur und Entwicklung

Liezen bekommt erstmals Bürgermeisterin 
Zum ersten Mal in der Geschichte von Liezen leitet nun eine Frau die Ge-
schicke der Stadt. Die bisherige erste Vizebürgermeisterin Roswitha Glas-
hüttner folgte Langzeitbürgermeister Rudolf Hakel nach, der seit Jänner 
2000 Bürgermeister der steirischen Stadt gewesen war. Die Übergabe an 
Vizebürgermeisterin Glashüttner war seit Längerem geplant und bereits 
im Oktober des vergangenen Jahres beschlossen worden. Mit 2. Jänner 
erfolgte die of�zielle Amtsübergabe, auf den Tag genau 18 Jahre nach 
dem Amtsantritt Hakels als Bürgermeister. Hakel, der selbst mehr als drei 
Jahrzehnte lang Lehrer an der Handelsakademie Liezen war, ist beson-
ders stolz darauf, dass sich die Schulen der Stadt auf dem modernsten 
Stand be�nden, barrierefrei sind und dass es genug Turnsäle gibt. Zudem 
wurden mit dem Ausbau der Freizeitmöglichkeiten, wie der Kletterhalle, 
dem Kino oder der Ennstalhalle, wichtige Impulse für Liezen gesetzt.
Roswitha Glashüttner, die im November 61 Jahre alt wird, ist seit Jahr-
zehnten für die Stadt Liezen politisch aktiv. In einer Stellungnahme zur 
neuen Funktion sagt Glashüttner: �Ich freue mich unglaublich, dass mir 
dieses Vertrauen geschenkt wird und ich diese wichtige Aufgabe für un-
sere Stadt übernehmen darf und bedanke mich bei der gesamten Stadt-
partei-Organisation für den Rückhalt und die Unterstützung auf allen Ebe-
nen. Gemeinsam mit einem starken Team werde ich für Liezen arbeiten.� 
Der bisherige Jugendreferent Stefan Wasmer rückte zum ersten Vizebür-
germeister auf.  

Langzeitbürgermeister Rudolf Hakel wurde genau 18 Jahre nach 
seinem Amtsantritt von Roswitha Glashüttner abgelöst. Sie ist 
die erste Frau, die das Amt der Bürgermeisterin der Stadt Liezen 
ausübt. Jugendreferent Stefan Wasmer (links) wird neuer erster 
Vizebürgermeister.
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Interview: 

SDGs – der Kompass  
für unsere Arbeit 
Armut reduzieren, Frieden fördern und Umwelt schützen.  
Das sind die Anliegen der Austrian Development Agency (ADA), 
der Agentur der Österreichischen Entwicklungszusammenarbeit. 
Die Initiative MITMACHEN zeigt Wege auf, wie man aktiv  
einen Beitrag zur Erreichung der Sustainable Development 
Goals (SDGs) leisten kann.  

Die ADA engagiert sich weltweit, um 
die Lebenssituation von Millionen von 
Menschen vor Ort zu verbessern. 
 Gemeinsam mit vielen Partnern arbei-
tet sie daran, Armut zu beseitigen, 
 Ernährung zu sichern, ländliche Ent-
wicklung zu fördern und Menschen-
rechte zu garantieren. Das bringt Sta-
bilität, Sicherheit und Zukunftspers-
pektiven für die Menschen. Gemein-
sam können wir die Welt zu einem 
besseren Platz machen, davon ist Mar-
tin Ledolter, Geschäftsführer der ADA, 
überzeugt.  

Was bewirkt Entwicklungszu-
sammenarbeit? 
Martin Ledolter: In den vergangenen 
25 Jahren konnte die Kindersterblich-
keit ebenso wie die Müttersterblichkeit 
um die Hälfte reduziert werden. Die 
Anzahl der absolut ˜rmsten � das sind 
jene, die von etwa einem Euro pro Tag 
leben müssen � wurde von 1,9 Milliar-
den um über 1 Milliarde (!) auf etwa 
860 Millionen Menschen reduziert. 
Mit den Geldern die uns zur Verfü-
gung stehen, verbessern wir die 
 Lebensbedingungen in Entwicklungs-
ländern und scha�en für Millionen 
Menschen Zukunftsperspektiven. 
Durch Bildung, Jobs, sauberes Trink-
wasser oder der Einhaltung von Men-
schenrechten. 

Die Sustainable Development 
Goals sollen die Welt verändern. 
Wird das gelingen? 
ML: Mit den SDGs hat man sich 
zweifellos große Ziele gesetzt. Sie bil-
den  einen Rahmen für nachhaltige 
Entwicklung auf wirtschaftlicher, öko-
logischer und sozialer Ebene. Dazu ge-
hören ein schonender Umgang mit 
Ressourcen, verantwortungsvolle Sozial -
standards oder die Reduktion von kli-
maschädlichen Gasen. Die SDGs sind 
stets der Kompass für unsere Arbeit. 
Die Ziele verdeutlichen auch, dass alle 
an einem Strang ziehen müssen! Wenn 
das gelingt, dann bin ich optimistisch, 
dass wir die Ziele bis 2030 erreichen.

Welchen Beitrag kann letztlich 
jede(r) Einzelne leisten?
ML: Gemeinsam können wir die Welt 
zu einem besseren Platz machen. Mit 
der Initiative MITMACHEN zeigen 
wir Wege auf, wie man als Stadt oder 
Gemeinde, als Verein, Stiftung oder 
Organisation, als Unternehmen, 
Schule, Universität oder als Bürgerin 
und Bürger aktiv werden kann. Öster-
reichs Länder, Städte und Gemeinden 
leisten einen wichtigen Beitrag zur 
Entwicklungszusammenarbeit, unter 
anderem durch Unterstützung von lo-
kalen zivilgesellschaftlichen Initiativen. 
Das Ziel ist, die Lebensbedingungen in 
den Partnerländern zu verbessern, auf 

ein Miteinander zu setzen und ent-
wicklungspolitisches Verständnis auf-
zubauen. Um Armut in der Welt 
 erfolgreich zu bekämpfen, kann jede 
und jeder Einzelne einen Beitrag leis-
ten: bewusster Konsum, beim Kauf 
von regionalen Produkten, wirtschaft-
liches Engagement mit Verantwortung 
oder Freiwilligeneinsätze � es gibt viele 
Optionen, um mitzumachen.
Mehr Infos dazu gibt es auf  
www.entwicklung.at/mitmachen

Martin Ledolter,  
Geschäftsführer der ADA

Was die ADA macht:
Die Austrian Development Agency (ADA), die 
Agentur der Österreichischen Entwicklungs-
zusammenarbeit, unterstützt Länder in Afrika, 
Asien, Südost- und Osteuropa sowie die Karibik 
bei ihrer nachhaltigen Entwicklung. Gemeinsam 
mit öffentlichen Einrichtungen, Nichtregie-
rungsorganisationen und Unternehmen  setzt 
die ADA Projekte und  Programme mit einem 
Gesamtvolumen von 500 Millionen Euro um.

Näher Infos unter: 
www.entwicklung.at
austriandevelopmentagency
@austriandev

www.staedtebund.gv.at 17 
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Ein besonderer Blick auf die Welt

Unser kleines Dorf
Was wäre wenn � die Welt ein Dorf mit 100 Menschen wäre? Diese Frage haben wir uns erstmals 
2008 gestellt, als wir beschlossen haben, die Idee zu �unserem kleinen Dorf� Globo in Form eines 
ersten Buches in die Tat umzusetzen.
Andreas Exenberger

Wir stellen sie uns seither immer wieder und werden 
im nächsten Jahr eine vollständig überarbeitete 
Neufassung herausbringen, die auf dem Referenz-

jahr 2015 und den damals verabschiedeten nachhaltigen 
Entwicklungszielen der Vereinten Nationen (SDGs) basiert. 
Inhaltlich ist es ein Gedankenexperiment: Alle verfügbaren 
Informationen und Daten über die Welt werden so umge-
rechnet, als wäre sie ein Dorf mit nur 100 Menschen.
Die reale Welt mit ihrer Bevölkerung von mehr als sieben Mil-
liarden, ihren mehreren Millionen MillionärInnen, ihren Pe-
tajoule an Energiebedarf und ihren auch sonst kaum fassbaren 
Dimensionen, sie ist als ein solches Dorf ein ziemlich über-
schaubarer Ort. Insbesondere sind viele Probleme gar nicht 
mehr weit weg, keineswegs aus den Augen, aus dem Sinn. In 
diesem kleinen Dorf mit seinen 28 Kindern (unter 15 Jahren) 
und seinen je 36 Männern und Frauen (ab 15 Jahren) müssen 
alle z. B. auf nur 6,9 km2 (bzw. 690 Hektar) Platz �nden � 
oder eigentlich auf weniger als einem Drittel, denn der Rest 
liegt ja unter Wasser. Und so sprechen wir von einer Welt, in 
der niemand vom anderen weiter weg sein kann als allerhöchs-
tens zwei oder drei Kilometer. Man kann einander hören und 
riechen.
Wir dividieren also durch 73,5 Millionen, denn das ist ein 
Hundertstel der Weltbevölkerung von 2015. Was im ersten 
Moment wie eine kleine Veränderung aussieht, erweist sich 
bald als großer Schritt. Das beginnt bereits bei vielen, vielen 
unausweichlichen Entscheidungen, denn in Globo gibt es 
natürlich nur ganze Menschen. Es sind z. B. nie 4,5, sondern 
man muss eben entscheiden, ob es nun 4 oder 5 sind � und 
wo im Dorf sie wohnen. Was bedeutet dieses Umrechnen nun 
aber anhand der 17 SDGs? Hier nur einige wenige ausge-
wählte Fakten über Globo:
1.	 Von den 100 Menschen in Globo leben 10 von weniger 

als 1 Euro pro Tag und weitere 16 von weniger als 3. 
Auch von den insgesamt nur 12 Menschen, die über 60 
Jahre alt sind, sind nur 6 einigermaßen sozial abgesi-
chert.

2.	 In Globo leiden 11 Menschen unter permanentem Hun-
ger, vor allem Kinder. Von den insgesamt 9 Kindern un-

ter 5 Jahren sind 2 aufgrund von unzureichender Ernäh-
rung sogar wachstumsgestört, also (deutlich) zu klein für 
ihr Alter.

3.	 Die durchschnittliche Lebenserwartung liegt in Globo 
immerhin bereits bei 72 Jahren und sie steigt auch in 
den ärmeren Teilen des Dorfes. Der Zugang zu Medika-
menten ist aber sehr unterschiedlich, daher sterben viele 
Menschen an vermeidbaren Ursachen.

4.	 Der Zugang zu Bildung ist mittlerweile zwar prinzipiell 
gesichert, die Qualität aber nicht. Während z. B. eines 
der 19 Kinder im schulp�ichtigen Alter nie zur Schule 
gehen wird und viele mit nur 4 bis 6 Jahren Schulbil-
dung rechnen können, werden manche eine Bildungs-
karriere von mehr als 20 Jahren machen.

5.	 Trotz Verbesserungen können daher immer noch  
7 Frauen (und 3 Männer) in Globo weder lesen noch 
schreiben. Eine weitere Dimension der Geschlechterun-
gerechtigkeit besteht außerdem darin, dass in Globo  
9 erwachsene Frauen (von insgesamt 34) vor ihrem  
19. Geburtstag verheiratet wurden.

6.	 In Globo haben 32 Menschen keinen Zugang zu sicherer 
Sanitärversorgung, 9 nicht einmal Zugang zu sauberem 
Trinkwasser. Insgesamt 27 Menschen leiden generell un-
ter Wasserstress, Tendenz eindeutig steigend.

7.	 15 Menschen fehlt auch der Zugang zu elektrischem 
Strom, davon leben 11 in Afrika. Wer es sich hingegen 
leisten kann, der nutzt fossile Energieträger: In Globo 
werden pro Jahr rund 9.500 Barrel Erdöl, 50.000 Kubik-
meter Erdgas und 105 Tonnen Kohle verbraucht.

8.	 In Globo gehen 27 Männer und 19 Frauen einer regulä-
ren Arbeit nach. Davon haben aber 32 nur einen �pre-
kären� Job und 2 oder 3 sind arbeitslos. Außerdem ver-
fügen nur 37 erwachsene Menschen über ein Bank-
konto.
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Workshop

Globale Nachhaltigkeitsziele  
lokal umsetzen
Der Workshop �SDGs auf lokaler Ebene und kommunale Entwicklungszusammenarbeit�  
befasste sich mit der Rolle, welche die österreichischen Städte bei der Implementierung  
der SDGs der Vereinten Nationen sowie bei der Stärkung kommunaler 
Entwicklungszusammenarbeit spielen können.
Jennifer Pinno-Rath, Österreichischer Städtebund, Landesgruppe Steiermark

Das neue Rathaus der Stadt Innsbruck bildete den Rah-
men für den eintägigen Intensiv-Workshop unter dem 
Motto �Sustainable Development Goals (SDGs) und 

Entwicklungszusammenarbeit auf lokaler Ebene� am  
14. November 2017. Die Veranstaltung wurde gemeinsam 
vom KDZ � Zentrum für Verwaltungsforschung, der Stadt 
Innsbruck und dem Österreichischen Städtebund organisiert 
und von zahlreichen Institutionen unterstützt: dem Bundes-
kanzleramt, dem Deutschen Städte- und Gemeindebund, 
FAIRTRADE Österreich, dem Flämischen Kommunalver-
band, PLATFORMA, der Stadt Wien und UN-Habitat. 
In seinem Impulsreferat �Unser kleines Dorf� veranschaulichte 
Andreas Exenberger von der Universität Innsbruck eindrucks-
voll, wie globale �emen nachvollziehbar gemacht werden 
können: Was wäre, wenn die Welt ein Dorf mit 100 Menschen 
wäre? Wo und unter welchen Bedingungen würden die Men-
schen dort leben?

Von globalen Zielen hin zur  
österreichischen Realität
Im Laufe des Vormittags wurde die Ausgangslage anhand von 
fünf Referaten erläutert:
Zu Beginn verdeutlichte Tobias Kettner, Outreach und Liaison 
O�cer bei UN-Habitat III in Brüssel, die starke Rolle der 
Städte bei den SDGs und der Neuen Urbanen Agenda: 80 % 
der SDGs werden auf kommunaler bzw. regionaler Ebene im-
plementiert! 
Als nächstes informierte Mag. Norbert Feldhofer vom Bundes-
kanzleramt über den Stand der Umsetzung der SDGs in Ös-
terreich auf Bundesebene. Unter dem Link www.sdg.gv.at kön-
nen umfangreiche Informationen, beispielsweise die Beiträge 
der Bundesministerien, abgerufen werden.
Anschließend daran berichtete Botschafterin Sylvia Meier-
Kajbic, Leiterin der Abteilung EU und Vereinte Nationen des 
Außenministeriums, über die Umsetzung der SDGs in den 
Außenbeziehungen Österreichs: Österreich wird im Rahmen 

der nächsten EU-Ratspräsidentschaft im Jahr 2018 eine tra-
gende Rolle bei den Implementierungsschritten der EU zu den 
SDGs zukommen.
Eine praktische Toolbox für die Lokalisierung der Ziele der 
nachhaltigen Entwicklung stellte Wouter Boesmann, Direktor 
von PLATFORMA, dem Netzwerk für kommunale Entwick-
lungszusammenarbeit, vor. Verfügbar ist diese unter dem Link 
www.localisingthesdgs.org. 
Den ersten Vortragsblock rundete die Direktorin des Flämi-
schen Kommunalverbandes (VVSG), Betty de Wachter, ab. Sie 
berichtete, wie die SDGs in das strategische Planen der Kom-
munen eingebunden werden können. Der Bericht �Local 
support for global challenges� ist auf der Homepage des VVSG 
unter www.vvsg.be abrufbar.

Globale Nachhaltigkeitsziele lokal umsetzen
Der Nachmittag des Workshops befasste sich mit den Mög-
lichkeiten der Implementierung der globalen Nachhaltigkeits-
ziele auf lokaler Ebene:
Als Einstieg erläuterte Alexandra Schantl vom KDZ die Ergeb-
nisse der KDZ-Umfrage zur Bedeutung der SDGs und EZA 
in österreichischen Städten. Fazit: Noch besteht ein Informa-

Sustainable Development Goals (SDGs): 
Die 17 Ziele für nachhaltige Entwicklung wurden im September 2015  
von allen 193 UN-Mitgliedsstaaten einstimmig verabschiedet und sollen 
bis 2030 erreicht werden. Für Städte besonders relevant sind die Ziele 
11 und 16, welche sich mit nachhaltiger Urbanisierung beschäftigen.

Kommunale Entwicklungszusammenarbeit (EZA): 
Kommunen gründen und p�egen Partnerschaften mit Städten aus aller 
Welt. Dabei wird Know-how ausgetauscht und wechselseitig voneinander 
gelernt. Die Themenfelder sind breit gestreut und reichen vom Aufbau 
demokratischer Strukturen bis zum Klimaschutz und fairer Beschaffung.
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The most important elements of the Agenda 2030 are the 
Addis Ababa Action Agenda on �nancing development, 
the Busan Commitment on resilience, the New Urban 

Agenda (Habitat III) on urban development and the Sustaina-
ble Development Goals (SDGs). All these commitments have 
been agreed between the nation-states members of the United 
Nations. Most parts of these commitments however will not 
be reached without the very active commitment by the local 

and regional governments of the world. PLATFORMA was 
established in 2008 to increase the support from the European 
Union to the international cooperation between towns and 
regions from Europe with their counterparts outside of the 
EU. �ese partnerships have a long history and tradition but 
are in constant evolution. PLATFORMA also serves to link the 
practitioners from di�erent EU member states to exchange and 
learn from each other�s practices. 

TRA 2018: 

Innovative Lösungen für 
zukünftige Mobilitätskonzepte
Im Zentrum der Transport 
Research Arena 2018,  
die von 16.-19. April in Wien 
statt�nden wird, stehen 
Transformationsprozesse  
wie Digitalisierung und 
Dekarbonisierung. Diskutiert 
wird sowohl auf europäischem 
Level bis hin zu Ansätzen und 
Lösungen für Gemeinden und 
Regionen.

Herausforderungen gemeinsam 
begegnen
Die Digitalisierung im Verkehrssektor 
beherbergt zahlreiche Potenziale, ins-
besondere in e�zientem Verkehrsma-

nagement, optimierter Verkehrsnach-
fragesteuerung, verbesserter Verkehrs-
anbindung durch Plattformen, On-
Demand-Services und personalisierte 
Mobilitätsangebote, sowie erhöhter 
Verkehrssicherheit und der Dekarboni-
sierung des Verkehrssystems. Auch die 
traditionelle Rolle der ö�entlichen 
Hand im Verkehrssektor ist einem 
starken Wandel unterworfen. So muss 
zukünftig der Fokus nicht mehr nur 
auf Kapazität, sondern auch auf Kon-
nektivität gelegt werden. Ziel der Ver-
anstaltung ist es, innovative Konzepte 
zu präsentieren und langfristige An-
sätze zu diskutieren. Zusätzlich zu 
mehr als 600 Sessions wird diese 4-tä-
gige Konferenz ergänzt durch eine 

7.000m† große internationale Ausstel-
lung mit weiteren interaktiven Präsen-
tationen und Demonstrationen, um 
Forschungsergebnisse und neue Tech-
nologien erlebbar zu machen.
Veranstaltet wird die TRA 2018 vom 
Bundesministerium für Verkehr, Inno-
vation und Technologie, dem Austrian 
Institute of Technology und der Aust-
riaTech in Zusammenarbeit mit der 
Europäischen Kommission und den 
wichtigsten europäischen Technologie-
plattformen. 
Jetzt anmelden!

INFOS: 
www.traconference.eu
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PLATFORMA 

Localization of the SDGs in Europe 
and beyond
The Agenda 2030 is a compilation of different international agreements between the states of the 
world that all gear towards international sustainable development. Where before most of the 
multilateral agreements were focused on the countries in development, the important innovation 
of the Agenda 2030 is that it is considered universal: all countries of this world have to contribute 
to international sustainable development. 
Wouter Boesman, Direktor von Platforma
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Umfrage unter Österreichs Städten

Nachhaltig weiterentwickeln 
17 Ziele für nachhaltige Entwicklung (SDGs) hat Österreich gemeinsam mit den anderen 192 UN-
Mitgliedstaaten 2015 einstimmig beschlossen, um die wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen 
Herausforderungen des 21. Jahrhunderts auch für nachfolgende Generationen meistern zu 
können. Städte und Gemeinden spielen dabei eine Schlüsselrolle. Allerdings steckt die lokale 
Umsetzung der SDGs in Österreich noch in den Kinderschuhen, wie eine aktuelle Umfrage des 
Österreichischen Städtebundes zeigt.
Alexandra Schantl, Thomas Prorok, KDZ � Zentrum für Verwaltungsforschung

Österreichs Städte und Gemeinden verfügen über zu we-
nige Informationen (siehe Gra�k 1), sind sich jedoch 
bewusst, dass die Sustainable Development Goals 

(SDGs) nur unter Einbindung und Mitwirkung der lokalen 
Ebene verwirklicht werden können. Dafür bedarf es jedoch 
Unterstützungsleistungen. So lauten die Kernaussagen einer 
Umfrage zu SDGs und lokaler Entwicklungszusammenarbeit, 
die im Spätherbst vom KDZ-Zentrum für Verwaltungsfor-
schung im Auftrag des Städtebundes durchgeführt wurde. 

Mehrwert sichtbar machen
Bereits jetzt �nden sich einige der 17 Ziele in den politischen 
Programmen, Strategien und Leitbildern der befragten Städte 
wieder, wie beispielsweise die Ziele zu Gesundheitsversorgung 
(Ziel 3), hochwertiger Bildung (Ziel 4), Gleichberechtigung 
(Ziel 5) oder Innovation & Infrastruktur (Ziel 9), eine ge-
samthafte Implementierung fehlt bislang aber noch (siehe 

Gra�k 2). Dies vor dem Hintergrund, dass 92 Prozent der be-
fragten Städte davon überzeugt sind, die Umsetzung der 
SDGs stärke die ganzheitliche und globale Sichtweise in der 
Kommunalpolitik und beinahe zwei Drittel der teilnehmen-
den Städte die SDGs zudem als Garant für eine gute Lebens-
qualität aller BürgerInnen in der eigenen Stadt sehen (siehe 
Gra�k 3). Diesen Mehrwert der SDGs vor den Vorhang zu 
holen � intern in der Stadtverwaltung als auch extern für die 
Bevölkerung � ist ein erster Schritt zur Konkretisierung. Dies 
auch deshalb, weil die SDGs letztlich wohl nur erreicht wer-
den können, wenn Politik, Wirtschaft und Zivilgesellschaft 
gemeinsam an einem Strang ziehen. 

SDGs und lokale Entwicklungszusammenarbeit
Städte und Gemeinden gründen und p�egen Partnerschaften 
mit Städten in Afrika, Asien oder Lateinamerika und auch in 
Europa. Sie engagieren sich in Klimapartnerschaften, beteili-
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Unsere Stadt verfügt über ausreichend Informationen. 

Die Stadt wünscht mehr Informationen durch das BKA und das BMEIA als nationale 
Koordinierungsstellen. 

Anwendungsbeispiele und Vorbilder (z.B. SDG Pioneers) sind bekannt. 

Die Stadt möchte sich aktiv im Rahmen einer Arbeitsgruppe in die nationale Umsetzung 
einbringen. 

Ein Leitfaden für die lokale Umsetzung der SDGs sollte bereitgestellt werden. 

Praktische Beispiele und Vorbilder können die SDGs verständlicher machen. 

Es sind spezifische Weiterbildungsangebote erforderlich, um die Umsetzung der SDGs auf lokaler 
Ebene anzustoßen. 

Anteil der Nennungen in Prozent 

trifft sehr zu trifft zu trifft eher weniger zu trifft nicht zu  

Gra�k 1: Einbeziehung der Städte in Bezug auf die Umsetzung der SDGs 
Nur 23 Prozent der befragten Städte fühlen sich ausreichend informiert.
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3 Gesundheit und Wohlergehen 

4 Hochwertige Bildung 

5 Geschlechter-Gleichheit 

9 Industrie, Innovation und Infrastruktur 

13 Maßnahmen zum Klimaschutz 

8 Menschwürdige Arbeit und  

6 Sauberes Wasser und  

7 Bezahlbare und saubere Energie 

11 Nachhaltige Städte und Gemeinden 

15 Leben am Land 

16 Frieden, Gerechtigkeit und  

1 Keine Armut 

12 Nachhaltiger Konsum und Produktion 

2 Kein Hunger 

17 Partnerschaften zur Erreichung der Ziele 

10 Weniger Ungleichheiten 

14 Leben unter Wasser 

Anteil der "Ja"-Angaben in Prozent 
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Die SDGs stärken die ganzheitliche und globale Sichtweise in der 
Kommunalpolitik. 

Die SDGs richten den Fokus der Stadt auf die langfristige Wirkung von 
Maßnahmen zum Wohle der kommenden Generationen 

Die SDGs geben einen Rahmen für die städtische Entwicklung vor. 

Die SDGs geben der Umwelt eine Stimme bei kommunalpolitischen 
Entscheidungen (Stärkung ökologischer Aspekte). 

Die SDGs steigern das Verantwortungsbewusstsein der städtischen 
AkteurInnen. 

Die SDGs sorgen für eine gute Lebensqualität aller BewohnerInnen 
unserer Stadt. 

Die SDGs wirken völkerverbindend und bilden eine zentrale Basis für 
eine friedliche Weltengemeinschaft. 

Die SDGs tragen zur Umsetzung der Entwicklungsziele der Stadt bei. 

Die SDGs liefern einen Beitrag zu einer stabilen Wirtschaftsentwicklung 
der Stadt. 

Die SDGs befördern das Bewusstsein in der Bevölkerung für eine 
nachhaltige Lebensweise. 

Die SDGs festigen den sozialen Zusammenhalt in der Stadt. 

Anteil der Nennungen in Prozent 

trifft sehr zu trifft zu trifft eher weniger zu trifft nicht zu  

Gra�k 2: Welche der SDGs �nden sich bereits in  
Ihren politischen Programmen, Strategien und Leitbildern wieder? 

Einzelne SDGs sind bereits in städtischen Programmen, Strategien und Leitbildern verankert.

Gra�k 3: Was bringen die SDGs für die Städte und deren Bevölkerung? 
Umgesetzte SDGs als Lebensqualitätsindikatoren
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gen sich beim Aufbau demokratischer Strukturen und vermit-
teln Know-how. Es geht hierbei immer mehr auch um wech-
selseitiges Lernen gleichberechtigter PartnerInnen. Das kom-
munale Engagement im Ausland �ndet seine Entsprechung 
im Inland (z. B. faire Bescha�ung, Bürgerhaushalte etc.). Wie 
steht es um die lokale Entwicklungszusammenarbeit in Öster-
reich? Damit beschäftigte sich der zweite Teil der Umfrage. 
Dieser ergab, dass Entwicklungszusammenarbeit auf lokaler 
Ebene immer noch hauptsächlich von NGOs und der Zivil-
gesellschaft wahrgenommen wird (siehe Gra�k 4). Die Mehr-
heit der Aktivitäten beschränkt sich auf den Aufbau sozialer 
Beziehungen und den (inter)kulturellen Austausch (z. B. 
Städte- oder Schulpartnerschaften) und zielt auf Regionen in-
nerhalb der EU ab (z. B. Rumänien) (siehe Gra�k 5). Vielfach 
besteht die EZA auf kommunaler Ebene darin, den fairen 
Handel zu fördern und nachhaltige Bescha�ung in der Ver-
waltung zu gewährleisten (siehe Gra�k 6). Nur ein Drittel der 
befragten Städte arbeitet direkt mit Städten, Gemeinden und/
oder Organisationen in den Zielländern zusammen. Und ob-
wohl der Großteil der befragten Städte kommunale Entwick-
lungszusammenarbeit als wichtig und Werte vermittelnd für 

die eigene Stadt sehen, sprechen aktuell eingeschränkte �nan-
zielle und personelle Ressourcen in der Verwaltung, Engpässe 
beim Ehrenamt, aber auch mangelnde Erfahrung und Wissen 
gegen ein stärkeres kommunales Engagement in der Entwick-
lungszusammenarbeit.

Urban Lab formuliert erste Handlungserforder-
nisse zu SDGs und kommunaler EZA
Was ist also zu tun, um die SDGs auf Österreichs Städte und 
Gemeinden herunterzubrechen und ebendort zu verankern 
und die lokale Entwicklungszusammenarbeit zu befördern? 
Diesen Fragestellungen widmete sich ein international besetz-
ter Workshop des Österreichischen Städtebundes im Novem-
ber in Innsbruck. Als erster Schritt sollte zunächst Bewusst-
sein für die SDGs gescha�en werden, und zwar sowohl inner-
halb der Stadtverwaltung als auch extern. Gut aufbereitete In-
formationen mit dem Mehrwert der SDGs für die eigene 
Stadt und Trainingsmaßnahmen für deren städtische Imple-
mentierung wurden hierfür als zentrale Eckpfeiler genannt. 
Zudem sollten die vorhandenen städtischen Programme und 
Maßnahmen nach deren Beitrag zu den SDGs durchforstet 
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Anteil der Nennungen in Prozent 

Welche Bedeutung haben Entwicklungspolitik und EntwicklungsZusammenArbeit in Ihrer Stadt? 

große Bedeutung mittlere Bedeutung geringe Bedeutung keine Bedeutung 
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Europa: EU-Mitgliedstaaten 

Europa: Nicht-EU-Mitgliedstaaten (Albanien, Bosnien und Herzegowina, 
Kosovo, Mazedonien, Moldau, Republik Montenegro, Serbien, Türkei, Ukraine, 

Lateinamerika 

Afrika nördlich der Sahara 

Afrika südlich der Sahara 

Naher und Mittlerer Osten (Irak, Iran, Jemen, Jordanien, Libanon, 
Palästinensische Gebiete, Syrien) 

Süd- und Zentralasien 

Ostasien 

Ozeanien 

Anteil der "Ja"-Angaben in Prozent 

Gra�k 4: Welche Bedeutung haben Entwicklungspolitik und EZA in Ihrer Stadt? 
EZA ist kein Kernthema in österreichischen Städten und Gemeinden.

Gra�k 5: Auf welche Regionen konzentriert sich das Engagement Ihrer Stadt in der EZA?  
46 Prozent der kommunalen EZA-Aktivitäten beschränken sich auf die EU.
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Österreichs Kommunen und die SDGs 

Ein Handlungsauftrag auch  
für die lokale Ebene! 
Was hat eine einfache Straßenbaustelle in einer österreichischen Stadt mit der UN-Agenda 2030 
für nachhaltige Entwicklung der Vereinten Nationen (United Nations � UN) und deren 17 Zielen 
und 169 Unterzielen zu tun? Warum spielen die drei Dimensionen der Nachhaltigkeit, die soziale, 
die ökonomische und die ökologische Dimension, dabei eine Rolle? 
Norbert Feldhofer, Pia Paola Huber, Stephanie Smutny, Bundeskanzleramt

Die Antworten darauf sind in den 38 Seiten der UN-
Resolution �Transformation unserer Welt: die Agenda 
2030 für nachhaltige Entwicklung� vom September 

2015 enthalten. Die Agenda 2030 mit ihren Nachhaltig-
keitszielen (Sustainable Development Goals � SDGs) stellt 
die gemeinsame globale Vision aller 193 UN-Mitglied
staaten dar. Auch Österreich hat sich durch den damaligen 
Bundespräsidenten Heinz Fischer zur Umsetzung bekannt. 
Die Agenda 2030 ist das erste umfassende Zielsystem mit 
universeller Gültigkeit, das von allen Ländern umzusetzen 
ist. In der Resolution werden die Zusammenarbeit mit den 
regionalen und lokalen Behörden sowie nachhaltige Stadt-
entwicklung und -management als wesentlicher Faktor für 
die Lebensqualität der Bevölkerung hervorgestrichen. Das 
SDG 11 �Städte und Siedlungen inklusiv, sicher, wider-
standsfähig und nachhaltig gestalten� verweist mit zehn 
Unterzielen explizit auf die Aufgabenbereiche der lokalen 
Ebenen.

Nicht nur SDG 11
Städte und Gemeinden sind aber nicht nur durch SDG 11 
gefordert, sondern können mit all ihren Aktivitäten zur Er-
reichung der SDGs vernetzt beitragen. So gibt es bei der ein-
gangs erwähnten Straßenbaustelle die Chance, mit einer 
nachhaltigen Planung neben dem Beitrag zu SDG 11.2 �Bis 
2030 den Zugang zu sicheren, bezahlbaren, zugänglichen 
und nachhaltigen Verkehrssystemen für alle ermöglichen 
und die Sicherheit im Straßenverkehr verbessern �� viele 
weitere SDGs umzusetzen: Zahl der Verkehrsunfälle reduzie-
ren (3.6), Ressourcene�zienz durch nachhaltige Produkti-
onsmethoden erhöhen (8.4), sichere Arbeitsumgebungen für 
alle ArbeitnehmerInnen fördern (8.8), wirtschaftliche Ent-
wicklung unterstützen (9.1) usw. Allerdings müssen bei einer 
umfassenden Betrachtung auch Zielkon�ikte analysiert wer-
den, um mögliche negative Auswirkungen auf andere SDGs 
zu verhindern. So könnte das Straßenbauprojekt sogar 

direkte negative Folgen auf andere SDGs haben: Ökosys-
teme schützen (15), Luftqualität erhalten (11.6), Ausbau des 
ö�entlichen Verkehrs forcieren (11.2) usw. Für eine mög-
lichst kohärente Umsetzung der UN-Agenda 2030 ist es da-
her unerlässlich, die Auswirkungen auf andere SDGs zu ana-
lysieren und in weiterer Folge gewünschte Synergien zu för-
dern sowie negative Nebene�ekte zu minimieren. 
Die Herausforderung bei der Umsetzung der Agenda 2030 
ist die umfassende Zielarchitektur � von sozialen Aspekten 
(Bildung, Gesundheit, Armut) über wirtschaftliche Belange 
(Infrastruktur, Arbeit, Ungleichheiten) und ökologische �e-
men (Klima, Wasser, Land) bis hin zu den �emen Frieden, 
starke Institutionen und Partnerschaft. Eine erste Gegen-
überstellung der 17 Ziele und 169 Unterziele mit den Poli-
tikbereichen auf Bundesebene in Österreich zeigt, dass alle 
Politikbereiche involviert sind. 

Mainstreaming
Österreich kann, wie andere Industrienationen, dabei auf 
viele bestehende Strukturen aufbauen. Die österreichische 
Bundesregierung hat sich daher für eine Umsetzungsstrategie 
basierend auf �Mainstreaming� entschieden und im Minis-
terrat am 12. Jänner 2016 alle Bundesministerien mit der 
kohärenten Umsetzung der Agenda 2030 beauftragt. Durch 
den Mainstreaming-Ansatz wird ein e�zientes, zielorientier-
tes und eigenverantwortliches Einbeziehen der SDGs in das 
�Tagesgeschäft� der österreichischen Verwaltung und Politik 
ermöglicht. Die SDGs sind durch die Bundesministerien in 
ihrem jeweiligen Zuständigkeitsbereich in alle relevanten 
Strategien zu integrieren bzw. sind gegebenenfalls Aktions-
pläne und Maßnahmen auszuarbeiten. Die Einbindung aller 
relevanten Stakeholder � Länder, Städte und Gemeinden so-
wie Sozialpartner, Zivilgesellschaft, Wirtschaft und Wissen-
schaft � erfolgt vorrangig durch die einzelnen Ministerien. 
Wie sieht das konkret aus? Auf Ebene der Städte und Ge-
meinden fällt das SDG 11 �Nachhaltige Städte und Ge-
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meinden� in weiten Teilen mit den Arbeitsbereichen der Ös-
terreichischen Raumordnungskonferenz (ÖROK) zusam-
men. Die ÖROK ist eine Einrichtung zur Koordination von 
Fragen der Raum- und Regionalentwicklung in Österreich, 
die von Bund, Ländern, Gemeinden sowie den Sozial- und 
Wirtschaftspartnern getragen wird. Das ÖROK-Leitungs
gremium hat daher 2016 den Beschluss gefasst, das Österrei-
chische Raumentwicklungskonzept (ÖREK) für die Umset-
zung des SDG 11 zu nutzen und im Rahmen der ÖREK-
Partnerschaften (thematisch fokussierte Projektarbeitsgrup-
pen) alle Stakeholder einzubinden. Der SDG-Bezug ist erst-
mals in der ÖREK-Partnerschaft �Stärkung der Orts- und 
Stadtkerne� verwirklicht worden. 
Mit dem Ministerratsbeschluss wurde auch eine SDG-Ar-
beitsgruppe auf Bundesebene unter der gemeinsamen Lei-
tung des Bundeskanzleramts (BKA) und des Bundesministe-
riums für Europa, Integration und ˜ußeres (BMEIA)  einge-
richtet. Diese hat im März 2017 die �Darstellung 2016 � 
Beiträge der Bundesministerien zur Umsetzung der Agenda 
2030 für nachhaltige Entwicklung durch Österreich� auf der 
ressortübergreifenden Informationswebsite www.sdg.gv.at 
verö�entlicht. Die �Darstellung 2016� soll den Diskurs mit 
der interessierten Ö�entlichkeit fördern und zugleich als 
Vorarbeit für die Berichterstattung beim �Hochrangigen 
Politischen Forum der Vereinten Nationen� dienen. Nach 

einem allgemeinen Teil zur Umsetzung der Agenda 2030 in 
Österreich liefert die Darstellung eine Übersicht über die 
nationale Umsetzung auf Bundesebene entlang der SDGs 1 
bis 16. Im dritten Kapitel �Österreichs Verantwortung in der 
Welt � Internationale Dimension� wird der österreichische 
Beitrag zur Umsetzung der Agenda 2030 auf globaler Ebene 
(inklusive SDG 17) präsentiert. 
Die nächsten Schritte zur SDG-Umsetzung in Österreich 
sind neben dem Erfassen von verbleibenden Herausforde-
rungen in der Umsetzung auch die Festlegung von Indikato-
ren, die zur Messung des Fortschritts in der Zielerreichung 
herangezogen werden. Die UN-Statistikkommission hat 
dazu einen Katalog von Indikatoren � mindestens einer, oft 
auch mehrere Indikatoren pro Unterziel � verabschiedet. Für 
Österreich wird derzeit von der Statistik Austria ein Indika-
torenset basierend auf dem UN-Set erarbeitet und um öster-
reichspezi�sche Indikatoren ergänzt. Im Dezember 2017 
wurden 100 Indikatoren verö�entlicht. (siehe www.statistik-
austria.at/web_de/statistiken/internationales/agenda2030_ 
sustainable_development_goals/un-agenda2030_monitoring/
index.html) 
Auf internationaler Ebene wurde von der Bertelsmann Stif-
tung und dem Sustainable Development Solutions Network 
ein erster globaler ino�zieller SDG-Index verö�entlicht. Im 
aktuellen SDG-Index für 2017 liegt Österreich im Länder-
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SDGs im internationalen Vergleich

Umsetzung der Agenda 2030  
in Österreich
Eine kürzlich von der Bertelsmann-Stiftung veröffentlichte Studie besagt, dass Österreich auf 
Platz 7 von 157 Ländern bei der Erreichung der Nachhaltigen Entwicklungsziele rangiert. 
Österreich geht somit von einem sehr hohen Niveau auf dem Weg zur Erreichung der 
Nachhaltigen Entwicklungsziele (SDGs) aus. 
Botschafterin Sylvia Meier-Kajbic, Bundesministerium für Europa, Integration und ˜ußeres

Das Prinzip der Nachhaltigkeit wird in Österreich nicht 
erst seit Inkrafttreten der Agenda 2030 diskutiert. 
Das zeigen auch die zahlreichen einschlägigen Initiati-

ven, welche von diversen nicht-staatlichen Organisationen, 
von Wirtschaftsunternehmen und von Städten und Gemein-
den in ganz Österreich dazu laufend durchgeführt werden. 
Trotzdem besteht noch viel Handlungsbedarf, insbesondere 
in den Bereichen e�zienter Stromverbrauch, nachhaltiger 
Konsum, Lohngefälle zwischen Männern und Frauen und 
Maßnahmen zum Umwelt- und Klimaschutz.

Was passiert im UN- und im EU-Rahmen  
zum Thema Agenda 2030?
Das gesamte UN-System ist auf die Umsetzung der Agenda 
2030 eingeschworen. Jede UN-Einheit hat ein oder mehrere 
SDGs, für die sie besonders zuständig ist, wie etwa die 
UNESCO für das Ziel, allen Menschen Zugang zu Schul- 

und Berufsausbildungsmöglichkeiten zu verscha�en und da-
bei ganz besonders Kinder mit besonderen Bedürfnissen ein-
zubeziehen (SDG 4) oder die in Wien ansässige UNIDO, 
welche sich dafür einsetzt, dass speziell den Entwicklungs- 
und Schwellenländern zu einer nachhaltigen und verantwor-
tungsbewussten Industrialisierung verholfen wird (SDG 9).
Auch in Brüssel arbeitet man daran, alle bestehenden und 
künftigen Strategien und Aktionspläne der EU auf die 
Nachhaltigen Entwicklungsziele auszurichten und die Prinzi-
pien der Agenda 2030 einzubeziehen. Dazu zählt u. a. die 
Bereitschaft, die nachhaltige Entwicklung unserer Gesell-
schaft so auszurichten, dass ökonomische, ökologische und 
soziale Interessen gleichrangig verfolgt und die Bedürfnisse 
künftiger Generationen berücksichtigt werden. 
EU-Kommissionspräsident Juncker kündigte an, dass er in 
der 2. Jahreshälfte 2018 � also während der Zeit des österrei-
chischen EU-Vorsitzes � seine konkreten Vorstellungen prä-
sentieren wird. 

Wie werden die Fortschritte zur Erreichung der 
SDGs international ersichtlich gemacht?
Die VN publizieren jährlich einen SDG-Bericht, der sowohl 
den globalen als auch den länderbezogenen Umsetzungsstand 
darstellt. (https://unstats.un.org/sdgs/files/report/2017/ 
�eSustainableDevelopmentGoalsReport2017.pdf ). 
Das Datenmaterial, das Österreich dazu liefert, wird ab 
Anfang 2018 auf der Homepage der Statistik Austria nach-
zulesen sein.
Außerdem präsentiert jedes Jahr im Juli eine Reihe von Staa-
ten beim High Level Political Forum in New York, wie sie 
die Agenda 2030 in ihrem Land umsetzen. Österreich wird 
dort voraussichtlich im Jahr 2020 über seine bisher erzielten 
Fortschritte berichten. Dieser Bericht wird eine landesweite 
Gesamtdarstellung sein, in den nicht nur alle Ministerien, 
sondern unter anderem auch die Städte mit ihren Beiträgen 
zur Umsetzung der Agenda 2030 einbezogen werden.

Der �Sustainable Development Goals Report 2017� gibt einen Überblick 
über die ersten zwei Jahre der SDG-Implementierung.
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Initiative vor Ort und eine Chance für Innovation in der kommunalen Entwicklungszusammenarbeit 

Localising SDGs
Die 17 Ziele für nachhaltige Entwicklung (SDGs), die im September 2015 von allen 193 UN-
Mitgliedstaaten einstimmig verabschiedet wurden, bieten sehr viele Möglichkeiten für Kommunen, 
um lokal und international tätig zu werden. 
Betty De Wachter, Direktorin VVSG

Es gibt unterschiedliche Argumente für den spezi�schen 
Beitrag der Kommunen im Bereich SDGs oder Agenda 
2030. Städte und Gemeinden sind als primäre oder 

erste Ebene von Behörden verantwortlich für ö�entliche 
Dienstleistungen für alle BürgerInnen. Diese Dienstleistun-
gen sind integral: Entscheidungen vor Ort müssen in unter-
schiedlichen Bereichen berücksichtigt werden, zum Beispiel 
im Wohnungsbau und Naturschutz, bei der Gestaltung des 
ö�entlichen Raumes und der Mobilität � Die Kommunen 
sind selber eine Inspiration und können mit gutem Beispiel 
vorangehen für ihre BürgerInnen, zum Beispiel beim �ema 
Fair-Trade-Produkte, in der Bescha�ung von Getränken, 
Obst, Kleidung für die GemeindearbeiterInnen. Kommunen 
können als Partner für andere Interessierte im eigenen Ge-
meindegebiet fungieren: Die Zusammenarbeit mit Betrie-
ben, Vereinen, Schulen, Universitäten ist wichtig für die 
Entwicklung des gesamten Gemeindegebiets (Place-Based 
Development). Letztendlich sind die Kommunen Partner für 
andere Behörden (regional, national, europäisch, internatio-
nal), im Rahmen (Multilevel Governance) der Regierungs- 
& Verwaltungstätigkeit auf mehreren Ebenen. 

Kommunale Entwicklungsarbeit in Flandern
Diese Charakteristika sind (mehr oder weniger) nahezu die 
Gleichen für kommunale Behörden weltweit. In Flandern 
gibt es aber zusätzlich noch das Flämische Kommunalgesetz: 
Artikel 2 legt fest, dass die Kommunen verantwortlich sind 
für das Wohlbe�nden ihrer BürgerInnen und für die nach-
haltige Entwicklung auf ihren Gemeindegebieten. 
Dieser Artikel ist für �ämische Städte und Gemeinden eine 
wichtige Stimulanz, um die SDGs oder die internationale 
Agenda 2030 umzusetzen und um noch mehr in Richtung 
nachhaltiger Entwicklung tätig zu werden.  
Der Verband der Flämischen Städte und Gemeinden 
(VVSG) spielt zusätzlich eine wichtige Rolle auf mehreren 
Ebenen: 
1.	 Information und Bewusstmachung (oder Sensibilisie-

rung): eine Publikation �Lokale Unterstützung für glo-
bale Herausforderungen�, eine Internationale Konferenz 
im Jahr 2016, eine Deklaration von Engagement für 
BürgermeisterInnen, die man online unterschreiben 
kann, Information und Bildungsworkshops. In der Zwi-
schenzeit organisieren die Kommunen selbst viele Initia-
tiven im Bereich Sensibilisierung, die Kommunen kön-
nen wie SDG-Ambassadors vorgehen.

2.	 Strukturelles Verfahren: In Flandern müssen die Kom-
munen einen strategischen Plan für die Laufzeit der 
kommunalen Legislaturperiode erstellen. Das ermög-
licht, die SDGs strukturell einzubauen, zunächst durch 
eine Analyse, wie die SDGs bereits in den laufenden stra-
tegischen Plan der Kommunen (2013�2019) eingebun-
den sind (das ist an sich nichts Neues), aber wichtiger ist 
die SDGs in den nächsten Strategieplan einzuarbeiten 
(2019�2025) für die Kontextanalyse und die Vorberei-
tung des nächsten Plans (Formulierung der strategischen 
Ziele). 

3.	 Pilot-Projekt mit 20 Kommunen (2017�2018): Anfang 
2017 hat der VVSG einen Aufruf formuliert, auf den 
sich 50 Städte und Gemeinde beworben haben, um an 

Kurzinformation
Belgien hat insgesamt 11,3 Millionen EinwohnerInnen
�	 Flämische Region (57,6 %): 6,5 Millionen EinwohnerInnen,  

308 Kommunen 
�	 Durchschnittliche Größe der Flämischen Kommunen:  

21.000 EinwohnerInnen
�	 Wallonische Region (31,9 %): 3,6 Millionen EinwohnerInnen,  

262 Kommunen
�	 Durchschnittliche Größe der Wallonischen Kommunen:  

13.700 EinwohnerInnen
�	 Region Brüssel Hauptstadt (10,5 %): 1,1 Millionen EinwohnerInnen, 

19 Kommunen
�	 Durchschnittliche Größe der Brüsseler Kommunen:  

62.000 EinwohnerInnen
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einem SDG-Experiment teilzunehmen. Letztendlich 
nehmen am Pilotprojekt 20 Kommunen teil, die im De-
tail experimentieren, wie die SDGs auf kommunaler 
Ebene umgesetzt werden könnten. Die teilnehmenden 
Kommunen sind sehr unterschiedlich in der Größe: 
klein, mittel, groß, ländlich, Städte. Was aus diesem Pro-
jekt gelernt wird, soll auch an die anderen Kommunen 
im Laufe von 2018 weitergegeben werden. 

Die Aktivitäten im Bereich SDGs sind nicht nur sehr bedeu-
tend vor Ort, sondern auch sehr wichtig für die kommunale 
Entwicklungspolitik! Die Agenda 2030 bietet die Möglich-
keit, ein anderes Paradigma � nicht mehr der klassische Un-
terschied Nord/Süd � zu entwickeln und die eigenen Aktivi-
täten mit mehr Kohärenz auszuführen. Das ergab z. B. im 
Europäischen Bürgermeisterkonvent eine internationale 
Städtepartnerschaft zum �ema Energie. Dies wurde in der 
Partnerschaft zwischen Zoersel (Flandern, Belgien) und ihrer 
Partnerstadt Bohicon in Benin verwirklicht: Es gibt eine ge-
meinsame Unterzeichnung der Verp�ichtung aus dem Bür-
germeisterkonvent mit dem Engagement, die CO2-Abgase 
um 40 % zu reduzieren und die Wende zur nachhaltigen 
Energie erfolgreich einzuleiten.  

Wachsendes Engagement
Die kommunale Entwicklungszusammenarbeit in Flandern 
hat eine interessante Vorgeschichte: In den 80er-Jahren ha-
ben engagierte Freiwillige und NGOs die Kommunen aufge-
fordert, unterstützend im Rahmen internationaler Solidarität 
für Projekte und Kampagnen im globalen Süden tätig zu 
werden. Im Laufe der Jahre ist das Engagement der Kommu-
nen schrittweise verstärkt worden. Zunächst wurden die 
Haushaltsmittel gesichert. Heute haben fast alle 308 �ämi-
schen Kommunen eigene Haushaltsmittel für Entwicklungs-
zusammenarbeit im Budget. Der Umfang variiert (z. B.  
1 Euro pro EinwohnerIn). Das kommunale Engagement 
wird unterstützt durch die politisch Verantwortlichen; mehr 
als 90% der Kommunen haben Stadt-/GemeinderätInnen 
für Entwicklungspolitik oder Internationale Zusammenar-
beit: Es kann auch der/die BürgermeisterIn selbst sein, aber 
fast alle Kommunen haben eine Person, die diese Verantwor-
tung trägt. Die Kommune bietet administrative Unterstüt-
zung an. Abhängig von der Größe der Kommune können 
dies vollzeitig beschäftigte Personen sein oder auch halbtags 
Beschäftigte oder mit anderen Aufgaben (Jugend, Umwelt 
�) betraute MitarbeiterInnen. Ungefähr die Hälfte der 
Kommunen bietet solche Formen von Unterstützung für 
Entwicklungszusammenarbeit an: Die sogenannten Nord-
Süd-BeamtInnen oder KoordinatorInnen fungieren als An-
sprechpartnerInnen auf lokaler Ebene. Es gibt renommierte 
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Deutscher Städte- und Gemeindebund

Grenzenlos kommunal
Der kommunalen Ebene kommt bei der Umsetzung internationaler Agenden eine zunehmend 
prominente Rolle zu. Nicht zuletzt die Weltklimakonferenz (COP23), die im November 2017 in 
Bonn stattfand, zeigte, wie elementar kommunales Engagement für internationale Agenden ist.
Jonas Wiggers 

Vor dem Hintergrund des angekündigten Rückzugs der 
USA aus dem Klimaabkommen von Paris sind es vor 
allem die kommunalen und regionalen Akteure der 

USA mit ihrer Initiative �America�s Pledge�, die den Klima-
schutz im Land weiter vorantreiben. Bei der New Urban 
Agenda geht die UN sogar davon aus, dass mindestens 80 % 
nur gemeinsam mit der kommunalen Ebene umgesetzt wer-
den können. ˜hnliches gilt auch für die 2016 in Kraft getre-
tenen Ziele für Nachhaltige Entwicklung (SDGs). Neben 
Ziel 11, das die Städte und Gemeinden direkt anspricht, 
können auch alle anderen Ziele nur zusammen mit den 
Kommunen erreicht werden. Dabei ist besonders zu beto-
nen, dass alle 17 SDGs kommunale Betätigungsfelder an-
sprechen und dass sie untrennbar miteinander verbunden 
sind.

Das Synergie-System SDGs
Es ist gerade diese Unteilbarkeit der 17 SDGs und ihrer 169 
Unterziele, die im Nachhaltigkeitsengagement von Kommu-
nen neue Akzente setzen kann. Die SDGs beleuchten ver-
schiedene Perspektiven relevanter kommunaler Herausforde-
rungen. In der Diesel-�ematik lassen sich beispielsweise die 
Ziele nachhaltige Mobilität (in Ziel 11 enthalten), Gesund-
heit (Ziel 3) und Umweltschutz (15) wieder�nden. Den 
Wert lokal produzierter Lebensmittel betonen die Ziele kein 
Hunger (2), nachhaltiger Konsum (12) und die Reduzierung 
globaler Ungleichheiten (10). Energieversorgung (7), Wirt-
schaftswachstum (8) und nachhaltige Mobilität (11) sind 
zentrale Herausforderungen in wachsenden Städten. Dies 
sind nur einige Beispiele dafür, wie die SDGs ineinander-
greifen und sich auf kommunale �emenfelder beziehen. 
Auch solche Ziele, die europäische Kommunen auf den ers-
ten Blick nicht eindeutig ansprechen, wie kein Hunger (2) 
und keine Armut (1), beinhalten dabei durchaus kommu-
nale Relevanz. So werden unter Ziel 1 (keine Armut) Unter-
ziele geführt, welche die Bekämpfung von Obdachlosigkeit 
und die Unterstützung von Menschen in prekären Situatio-
nen anstreben. Unter Ziel 2 (kein Hunger) werden unter an-
derem �emen wie gesunde (Schul-)Ernährung, insbeson-

dere von Kindern, aber auch die Förderung von Regionalität 
in den Ernährungsgewohnheiten angesprochen. Diese Auf-
zählung zeigt: Die SDGs sind keine zusätzliche Arbeit für 
Kommunen; ihre Zielvorgaben �nden sich schon lange auf 
kommunalen Agenden wieder. Doch dadurch, dass die 
SDGs die Nachhaltigkeit umfassend de�nieren und einzelne 
Felder der Nachhaltigkeit miteinander verbinden, können 
die SDGs neue Impulse geben. So werden die SDGs in ihrer 
Gänze ein global gültiges Synergie-System für nachhaltiges 
Handeln.

Weltklimakonferenz, November 2017 in Bonn. Viele der Ziele der 
SDGs fallen auch in die Kompetenz der Gemeinden.
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Beispiel für die Umsetzung 

Die Umsetzung der Agenda 2030 
in der Landeshauptstadt Stuttgart
Den Kommunen mit ihrer Bürgernähe kommt bei der Umsetzung der 2015 von  
der Weltgemeinschaft verabschiedeten Agenda 2030 mit den 17 bindenden Zielen  
nachhaltiger Entwicklung (Sustainable Development Goals, SDGs) eine besondere Rolle zu.
Bettina Bunk

Orientierungsrahmen UN-Agenda 2030
In Deutschland haben über 50 Städte bundesweit eine Reso-
lution des Städtetags �2030 Agenda für nachhaltige Entwick-
lung: Nachhaltigkeit auf kommunaler Ebene gestalten� un-
terzeichnet. Die SDGs wurden auf Bundesebene und im Bun-
desland Baden-Württemberg in bestehende Nachhaltigkeits-
strategien integriert. Die Agenda 2030 bietet für die Landes-
hauptstadt Stuttgart (LHS) die Möglichkeit, ihre städtischen 
Ziele wirtschaftlicher, sozialer und ökologischer Nachhaltig-
keit daran zu orientieren.

Nachhaltigkeit in der Landeshauptstadt Stuttgart
Die LHS ist mit ihren etwa 620.000 EinwohnerInnen aus  
180 Nationen eine o�ene, soziale und lebenswerte Stadt sowie 
Heimat von Menschen unterschiedlichster Herkunft, die sich 
vielfältig engagieren. Gleichzeitig steht die LHS angesichts 
von Umweltbelastungen, wirtschaftlicher Transformation und 
sozialen Fragen vor großen Herausforderungen, diese Ressour-
cen zu erhalten und auszubauen � für die BürgerInnen vor 
Ort sowie als Stadt im internationalen Kontext. Es stellt sich 
die Frage, wie die städtischen Ziele wirtschaftlicher, ökologi-
scher und sozialer Nachhaltigkeit mit den globalen Zielen der 
UN-Agenda 2030 sinnvoll verbunden werden können. Dafür 
gibt es in der LHS gute Beispiele: 
In den internationalen Partnerschaften haben MitarbeiterIn-
nen des Amts für Umweltschutz die Stadtverwaltungen von 
Bogota und Cartagena de Indias in Kolumbien dabei beraten, 
eine eigene Gesetzgebung zum Umgang mit Altlasten zu er-
arbeiten. 
Bei den Städtepartnerschaften beschäftigt sich ein aktuelles 
Jugendprojekt in Menzel-Bourguiba in Tunesien mit den Fra-
gen ehrenamtlichen Engagements und demokratischer Parti-
zipation. 
Der Zentrale Einkauf im Haupt- und Personalamt verfolgt 
seit Jahren das Ziel, öko-faire und soziale Kriterien bei Be-
scha�ungen stärker zu berücksichtigen � als Beitrag zur Ver-
besserung von Standards in der Produktions- und Lieferkette 

und damit von Lebens- und Arbeitsbedingungen weltweit. 
Die LHS ist zudem als Fair-Trade-Stadt zerti�ziert.
Das Referat Jugend und Bildung unterstützt das Projekt 
�Weltbürgerschaft� von Engagement Global, das durch Bil-
dung für nachhaltige Lebensweisen, Menschenrechte, Ge-
schlechtergleichstellung und die Wertschätzung kultureller 
Vielfalt einen Beitrag zu nachhaltiger Entwicklung leistet. 
Die Notwendigkeit, globale Zusammenhänge zu verstehen 
und auf den kommunalen Kontext anzuwenden, zeigt sich 
auch in der menschlichen, fachlichen und politischen Kom-
petenz bei der Integration von Ge�üchteten sowie Zuwande-
rInnen. 
Die LHS fördert mit verschiedenen Instrumenten aktiv die 
informelle BürgerInnenbeteiligung. So wird seit 2011 in der 
LHS ein Bürgerhaushalt durchgeführt, bei dem BürgerInnen 
Vorschläge für den anstehenden Doppelhaushalt abgeben, be-
werten und kommentieren. Die Beteiligung steigt kontinu-
ierlich, das Verfahren wird weiterentwickelt, unter anderem 
durch den Einsatz von bürgerschaftlich engagierten Multipli-
katorInnen.
Im Bereich der nachhaltigen Stadtentwicklung und des 
Klimaschutzes verfolgt die LHS die klare Prämisse �Innen- 
vor Außenentwicklung.� Im Jahr 2016 wurde das städtische 
Energiekonzept zur �Urbanisierung der Energiewende in 
Stuttgart� vorgelegt, das unter umfangreicher Beteiligung der 
Zivilgesellschaft entstand. Die Vision einer klimaneutralen 
LHS bis 2050 ist Ziel und Grundlage des Masterplans 100 % 
Klimaschutz. 
Diese Beispiele zeigen, wie die LHS schon jetzt einen e�ekti-
ven und sichtbaren Beitrag leistet, globale Nachhaltigkeits-
ziele im Sinne der Agenda 2030 in ihrem kommunalen Han-
deln umzusetzen. Die LHS möchte aber noch mehr tun!

Das Projekt Globale Entwicklungsziele
Mit Beschluss des Gemeinderats wurde die Verwaltung er-
mächtigt, am bundesweiten Pilotprojekt �Koordination kom-
munaler Entwicklungspolitik�, gefördert vom Bundesminis-
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Ideen ohne Grenzen für mehr Umwelt- und Klimaschutz

Hesperingen bringt  
die SDGs in die Praxis
Die Gemeinde Hesperingen, südöstlich der Stadt Luxemburg gelegen, engagiert sich seit 
mehreren Jahren sehr aktiv im Umwelt- und Klimaschutz. Mit mehr als 15.000 EinwohnerInnen 
zählt sie zu den größten in Luxemburg (Rang 7). 
Robert Leven

Seit 2005 ist Hesperingen Mitglied im Klimabündnis 
und im Jahr 2013 ist sie dem Klimapakt beigetreten. 
Hierbei handelt es sich um ein Gesetzespaket, in wel-

chem der EEA (European Energy Award) eingebunden ist. 
Die Erreichung der Ziele ist in drei Kategorien gesta�elt und 
wird vom Staat mit Zuschüssen unterstützt. Heuer wurde 
unsere Gemeinde mit dem Gold-Zerti�kat des EEA ausge-
zeichnet. In diesem Umfeld ist eine Arbeitsgruppe mit deren 
Umsetzung beschäftigt. Hieraus ergaben sich viele Projekte, 
von denen ich Ihnen gerne etwas erzählen möchte.

Mein Energieverbrauch, das unbekannte Wesen 
Luxemburg ist klein, und ein Blick über die Grenze hinaus ist 
schnell getan. In diesem Sinne wurden wir auf das Energie-
sparkonto von co2online in Berlin aufmerksam. In relativ kur-
zer Zeit wurde das Projekt, genannt energyhesper.lu, mit loka-
len Informationen gefüttert und sprachlich angepasst (DE und 
FR). Viele MitbürgerInnen haben leider überhaupt keine Ah-
nung, wie viel Energie sie pro Jahr verbrauchen. Nur wenn der 
Kontoauszug mal wieder höher aus�el als gewohnt, werden 
Fragen laut. Aber nein, so laut auch wieder nicht! Wenn man 
aber von der Umsetzung der Energiee�zienz und dem Einsatz 
von erneuerbaren Energien redet, kommt man nicht umhin, 
das Wissen zum eigenen Energieverbrauch besser (überhaupt!) 
zu kennen. Und genau darum geht es bei energyhesper.lu. Das 
System ist internetbasiert und die Eingabe der Zählerstände 
kann bequem per Handy mit App erfolgen. Durch eine intel-
ligente Verrechnung ermittelt das Programm den Stellenwert 
des eigenen Energieverbrauchs im Vergleich mit ähnlichen 
Haushalten. Jeder sieht dann relativ schnell, ob er wenig oder 
viel Energie verbraucht, respektiv, ob durchgeführte Maßnah-
men auch zum Erfolg geführt haben (qualitativ und quantita-
tiv!!). Darüber hinaus erhält die Gemeinde anonymisierte 
Daten zum Energieverbrauch der BürgerInnen. Dies ist wich-
tig, um in Zukunft auch die politischen Entscheidungs
prozesse aufgrund der vorhandenen Daten in die richtigen 
Bahnen zu lenken. Und natürlich gilt es auch als Denkanstoß 

für die Klimapakt-Arbeitsgruppe zur Erstellung von Program-
men für die BürgerInnen. Es verbessert die Chancen, die ein-
gesetzten �nanziellen Mittel e�ektiver für ein besseres Klima 
umzusetzen.
Dieses Projekt wurde anlässlich des Audits zum Goldzerti�kat 
von der EEA lobend hervorgehoben.
Alle, die denken, dies ginge von heute auf morgen, muss ich 
enttäuschen. Einige Jahre und viel Werbung sind nötig, um ge-
nug Daten zur Verfügung zu haben. Im Vergleich zu einer ein-
maligen Befragung mithilfe eines Formulars ist das System 
aber dynamisch und gibt die veränderten Handelsweisen der 
VerbraucherInnen wieder. Somit verkürzt dies die Reaktions- 
und Anpassungszeit.

Wir denken im Voraus, für die Heizung!
Viele Gemeinden kennen das Problem der Neu�nanzierung 
einer Heizung. Besonders in größeren Gebäuden kann dies 
teuer zu stehen kommen. Auch wenn inzwischen immer mehr 
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Das Gemeindeamt von Hesperingen.  
Die luxemburgische Gemeinde ist im 
Klima- und Umweltschutz sehr engagiert.
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Ein Beispiel kommunaler Solidaritätsarbeit im Rahmen der SDGs

Die Entwicklungszusammenarbeit 
und Humanitäre Hilfe der Stadt Wien
Die am 25. September 2015 von der Generalversammlung der Vereinten Nationen beschlossene 
�Agenda 2030 für Nachhaltige Entwicklung� und die darin enthaltenen 17 Ziele für Nachhaltige 
Entwicklung (Sustainable Development Goals � SDGs) bilden für die Entwicklungszusammenarbeit 
und Humanitäre Hilfe der Stadt Wien einen profunden Referenzrahmen für eine gelebte 
internationale Solidarität.
Bernhard Bouzek

Wien erachtet schon seit vielen Jahren die globale 
Armutsminderung als gesamtgesellschaftliche und 
gesamtstaatliche Aufgabe, für die es Engagement 

und Ressourcen im Rahmen der Entwicklungszusammen
arbeit bereitzustellen gilt. Wien leistete damit � wie auch alle 
anderen Bundesländer � einen Beitrag zur österreichischen 
Entwicklungszusammenarbeit.

Arbeit auf drei Kontinenten 
Die Magistratsabteilung 27 � Europäische Angelegenheiten 
(MA 27) ist für die Entwicklungszusammenarbeit und Hu-
manitäre Hilfe der Stadt Wien verantwortlich. Im Rahmen 
der Entwicklungszusammenarbeit werden dazu NGOs mit 
Sitz in Wien, in Kooperation mit einer lokalen Partnerorga-
nisation, mit der Durchführung von Entwicklungsprojekten 
in Afrika, Asien und Osteuropa beauftragt. Dazu ergeht 
jährlich eine Einladung zur Einreichung von Förderanträgen 
(�Call for proposals�) zu einem aktuellen �ema, das sich in-
haltlich an den Eckpunkten Bildung, Gesundheit und 
Gleichstellung der Geschlechter orientiert. Dass die SDGs 
dabei ein wichtiges Qualitätskriterium darstellen, beweisen 
die Titel �Die Jugend und die SDGs � Förderung von Pro-
jekten im Rahmen der Nachhaltigen Entwicklungsziele� im 
Jahr 2016 bzw. die Ausschreibung im Jahr 2017 zum �ema 
�Vulnerabilität verringern � Resilienz stärken, Förderung 
von Projekten im Rahmen der SDGs.�

Qualitätskriterien zeigen Wirkung
Die von der Stadt Wien geförderten Projekte mit der Zent-
rierung auf menschliche Entwicklung betreiben Ursachen-
forschung, hinterfragen gesellschaftliche Strukturen und ar-
beiten gegebenenfalls an deren Veränderung. Sie stellen Em-
powerment und Kapazitätsentwicklung in den Mittelpunkt, 
erachten die Verantwortlichkeit aller AkteurInnen und ein 
Monitoring als essenziell, identi�zieren gezielt Benachteili-

gungen und arbeiten an deren Beseitigung. Ein zentrales An-
liegen der österreichischen Entwicklungszusammenarbeit 
und damit auch der Entwicklungszusammenarbeit der Stadt 
Wien ist die Förderung der Gleichstellung der Geschlechter. 
Da Frauen und Mädchen nach wie vor von Armut und de-
ren Folgen am meisten betro�en sind, sind in allen Projek-
ten Maßnahmen zur Geschlechtergerechtigkeit inkludiert. 
Projekte, die sich an marginalisierte Gruppen richten bzw. 
die Inklusion von Personen mit Behinderung zum Ziel ha-
ben, sind besonders willkommen. Dementsprechend konn-
ten 2017 Projekte in Burkina Faso (Berufsbildung für Mäd-
chen), Sambia (Mutter-Kind-Gesundheit), Sierra Leone 
(Maßnahmen gegen Land Grabbing), Tansania (Dorfspar-
kassen), Simbabwe und Senegal (Anbau trockenresistenter 

Inklusion in der EZA, Frauen in Burkina Faso
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Aus dem Nachbarland

SDG-Umsetzung in  
Schweizer Gemeinden
Auf nationaler und kantonaler Ebene halten Nachhaltigkeitsziele in der Schweiz gemäß der 
Agenda 2030 Einzug in strategische Grundlagen. Der Implementierungsweg von oben herab zur 
tiefsten föderalen Ebene ist jedoch nicht einfach. Bereits laufende Bottom-up-Lernprozesse und 
das Ausprobieren neuer Formen der innerkommunalen Zusammenarbeit schaffen einen wichtigen 
Nährboden für die Zukunft.
Lineo Devecchi

Seit 1999 ist die nachhaltige Entwicklung im Zweckar-
tikel der Schweizerischen Bundesverfassung verankert. 
Die aktuelle nationale Strategie Nachhaltige Entwick-

lung 2016�2019 trägt diesbezüglich vor allem den von den 
Vereinten Nationen verabschiedeten Sustainable Develop-
ment Goals (SDGs) Rechnung. Die neueste nationale Ent-
wicklung ist die Erarbeitung verschiedener Indikatoren zur 
Messung und Bewertung der Fortschritte in der Umsetzung 
der SDGs auf nationaler, kantonaler und mit dem Cercle In-
dicateurs nun auch auf kommunaler Ebene. 

Wichtige Top-down-Unterstützung
Neben der Erarbeitung von strategischen Grundlagen sowie 
dem Aufbau von Informationsplattformen unterstützt das 
nationale Bundesamt für Raumentwicklung (ARE) seit 2001 
Gemeinden und Regionen bei der Umsetzung lokaler Pro-
jekte, die sich an Zielsetzungen der nachhaltigen Entwick-
lung orientieren. Bis heute wurden über 420 Projekte unter-
stützt � von der integralen Gemeindeentwicklungsstrategie 
über nachhaltige Umbauten von Bahnhöfen und themati-
schen Kongressen zu kleineren Einzelprojekten, die etwa eine 
Verbesserung der Wohnqualitäten in Nachbarschaften anstre-
ben.
Unter Begleitung durch das Ostschweizer Zentrum für Ge-
meinden der Fachhochschule St. Gallen werden momentan 
zwei Projekte durch ebendiesen Finanzierungstopf gefördert. 
So lässt sich einerseits die Gemeinde Wittenbach in ihrer 
kommunalen strategischen Ausrichtung �Wittenbach 2030� 
unterstützen. Über eine Einwohnerzufriedenheitsbefragung 
und eine ö�entliche, partizipativ gestaltete Zukunftskonfe-
renz wird die Bevölkerung aktiv in den Prozess miteinbezo-
gen. Der Kanton St. Gallen andererseits will seine bereits un-
ternommenen Bemühungen im Bereich der nachhaltigen 
Entwicklung evaluieren und eine Bestandsaufnahme aktueller 
kantonaler und kommunaler Projekte aus Sicht der Agenda 

2030 erarbeiten. Dabei sollen auch die Interessen, Bedürf-
nisse und Rollenvorstellungen verschiedenster Stakeholder 
aus Privatwirtschaft, Verwaltung und Politik abgeholt wer-
den, wenn es um das Erreichen konkreter Ziele der Agenda 
2030 geht. 

Bottom-up und über  
den eigenen Tellerrand hinaus
Neben diesen vielfältigen, durch das nationale Förderpro-
gramm unterstützten Projekten unternehmen Gemeinden auf 
eigene Faust einiges, um ihre aktuellen Herausforderungen 
langfristig in den Gri� zu bekommen. In vielen Fällen ge-
schieht dies ohne direkten semantischen Bezug zum Begri� 
der nachhaltigen Entwicklung, den SDGs oder der Agenda 

Alte Post in Lichtensteig (SG): Statt wie ursprünglich ein 
Symbol für mehr Mobilität künftig ein Garant für  
weniger PendlerInnenbewegungen durch  
Co-Working-Spaces?
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Kommunen bei der Umsetzung der SDGs helfen

Die FAIRTRADE-Gemeinde-
Kampagne 
FAIRTRADE Österreich ist ein gemeinnütziger Verein, der 1993 von Organisationen aus den 
Bereichen fairer Handel, Entwicklungspolitik, Bildung, Ökologie und Religion gegründet wurde.  
Als nationale Fairtrade-Organisation fördert der Verein den Verkauf und Konsum von zerti�zierten 
FAIRTRADE-Produkten in Österreich, betreibt aber selber keinen Handel. 
Nina Ertl

FAIRTRADE Österreich vergibt in Österreich das FAIR-
TRADE-Siegel für Produkte, die nach den internatio-
nalen FAIRTRADE-Standards (soziale und ökologische 

Mindestanforderungen) angebaut und gehandelt werden. 
Daneben gehören zu den Aufgaben auch Informationsarbeit 
und Lobbying sowie Bewusstseinsbildung, um den fairen 
Handel als Handelsmodell zu etablieren. 
Als Teil des internationalen FAIRTRADE-Netzwerks arbei-
tet FAIRTRADE Österreich an der Umsetzung der gemein-
samen Vision: eine Welt, in der alle Kleinbauernfamilien 
und Beschäftigten auf Plantagen in sogenannten Entwick-
lungsländern ein sicheres und gutes Leben führen, ihr Poten-
zial ausschöpfen und über ihre Zukunft selbst entscheiden 
können. 

FAIRTRADE-Gemeinde-Kampagne
Die Idee der FAIRTRADE-Gemeinde ist in England ent-
standen, als sich im April 2000 Garstang in Lancashire 
(Großbritannien) selbst zur ersten FAIRTRADE Town er-
klärte. Gemeinsam mit der FAIRTRADE FOUNDATION 
wurden die fünf Ziele einer FAIRTRADE-Gemeinde de�-
niert, damit weitere Gemeinden dem Beispiel Garstangs fol-
gen konnten. Heute gibt es ein weltumspannendes Netzwerk 
von über 2.000 FAIRTRADE Towns, die sich für den fairen 
Handel engagieren. 
In Österreich gibt es die Kampagne seit 2007 und umfasst 
182 Gemeinden. Um FAIRTRADE-Gemeinde zu werden, 
gibt es, wie bereits oben genannt, fünf Ziele zu erreichen. 

Frauen der Kaffeekooperative 
 �KNCU�, Tansania
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Ziel 1: Die Gemeinde bekennt sich zu FAIRTRADE
Die Gemeinde verabschiedet eine Resolution zur Unterstüt-
zung des fairen Handels und verwendet ab sofort FAIR
TRADE-Ka�ee und weitere Produkte aus fairem Handel bei 
ihren Sitzungen, in ihren Büros, in ihren Kantinen (z. B. 
Umstellung der Ka�eeautomaten) sowie bei Gemeindever-
anstaltungen.

Ziel 2: Engagement in der FAIRTRADE-Gruppe 
Eine FAIRTRADE-Arbeitsgruppe, die sich regelmäßig tri�t 
und an der Umsetzung und Weiterentwicklung der Ziele ar-
beitet, wird gegründet. Der Arbeitsgruppe gehört eine/ein 
politsche/-r VertreterIn der Gemeinde an. Die Gruppe ist für 
die Evaluierung und die Einhaltung der Ziele verantwort-
lich.

Ziel 3: FAIRTRADE-Produkte leicht verfügbar
FAIRTRADE-Produkte sind in lokalen Geschäften leicht 
verfügbar und werden in lokalen Gastronomiebetrieben  
(z. B. Gasthäusern, Ka�eehäusern) angeboten. Die Bevölke-
rung wird regelmäßig über das FAIRTRADE-Angebot infor-
miert (z. B. Erstellung eines Einkaufsführers).

Ziel 4: Einsatz in der Gemeinde für FAIRTRADE-
Produkte
FAIRTRADE-Produkte werden in Betrieben, Bildungs- und 
Freizeiteinrichtungen, Pfarren usw. verwendet. Ein Vorzeige-

unternehmen wird gewonnen, das auf FAIRTRADE-Pro-
dukte umstellt.

Ziel 5: Bewusstseinsbildung und Information
In der Gemeinde wird der faire Handel durch regelmäßige 
Berichterstattung in gemeindeeigenen Publikationen, Aus-
sendungen etc. und auch auf der Homepage zum �ema ge-
macht. Veranstaltungen werden organisiert, um das Bewusst-
sein der Bevölkerung für den fairen Handel und entwick-
lungspolitische �emen zu stärken (mindestens eine Veran-
staltung pro Jahr). Am Gemeindeamt und in anderen Ein-
richtungen wird mit Plakaten, Aufklebern, Flyern etc. auf 
den fairen Handel aufmerksam gemacht. 

FAIRTRADE und die SDGs
FAIRTRADE-Gemeinden leisten einen aktiven Beitrag zu 
neun der 17 SDGs, da jedoch eine Wechselwirkung zwi-
schen allen SDGs besteht, wirkt sich FAIRTRADE indirekt 
auch auf die anderen acht Ziele aus. 
Die SDGs fordern Aktivitäten und Veränderungen in vielen 
für Kleinbauernfamilien und ArbeiterInnen sehr wichtigen 
Bereichen, ob nun innerhalb oder außerhalb des FAIR
TRADE-Systems. Sie sind von der Mehrzahl der UN-Nach-
haltigkeitsziele direkt betro�en � einige Beispiele hierfür:
»» FAIRTRADE arbeitet mit ca. 1,5 Millionen Kleinbauern-

familien und ArbeiterInnen, welche auch in globalem 
Maßstab zu den am meisten benachteiligten Gruppen zäh-

Issouf Traore, 
Kakaobauer der 

Kooperative ECOJAD,  
Elfenbeinküste
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Salzburg � Singida/Tansania

Städtepartnerschaft und 
Regionalkooperation 
Bereits Anfang der 1980er-Jahre engagierten sich Salzburger Privatpersonen,  
insbesondere Eva Schröcksnadel, mit Projekten in der Stadt Singida.
Dieter Rachbauer Mitglied des Vorstands, Konsulent in der Entwicklungszusammenarbeit und der humanitären Hilfe

Formalisierung von privaten Initiativen
Mit 1984 wurde aber nicht nur die Zusammenarbeit zwi-
schen Salzburg und Singida formell begründet, sondern auch 
die Zusammenarbeit zwischen Salzburg und León in Nicara-
gua. Die Erweiterung auf Landesebene zehn Jahre später 
führte auch zur Gründung der Regionalkooperation Salz-
burg � San Vincente in El Salvador. All diese Initiativen wer-
den von Vereinen betreut.

Salzburg � Singida
Die Städte Salzburg und Singida haben eine ähnliche Größe 
(150.000 bzw. 170.000 EinwohnerInnen) und sind beide 
die Hauptstädte der gleichnamigen Regionen. Die Gemein-
samkeiten halten sich aber ansonsten in Grenzen, abgesehen 
davon, dass beide Städte von �Wahrzeichen aus Stein� ge-
prägt werden: große Granitfelsen in Singida und die Festung 

Hohensalzburg. Die Region Singida ist etwa siebenmal so 
groß wie Salzburg, dies entspricht 60 % der Größe Öster-
reichs. 

Die wichtigsten Projekte
In der Vergangenheit wurden meist Infrastrukturprojekte 
durchgeführt, dazu zählen insbesondere die Verbesserung des 
kommunalen Trinkwassersystems und der Bau des Busbahn-
hofs in der Stadt Singida. Vor allem das Trinkwasserprojekt 
sticht hier besonders heraus, da aufgrund einer EU-Ko�nan-
zierung ein Budget von einer Million Euro zur Verfügung 
stand. In der Region Singida wurden vorwiegend Gesund-
heitsstationen und Schulen gebaut sowie Projekte zur Ver-
besserung der Wasserversorgung gefördert. Seit nun fast zehn 
Jahren wird am Stadtrand von Singida ein Heim für Straßen-
kinder unterstützt, das sogenannte �Upendo Home�. Hier 
erhalten derzeit 42 Kinder nicht nur ein sicheres Zuhause, 
sondern auch eine Schul- und Berufsausbildung, um sie auf 
ihren weiteren eigenständigen Lebensweg vorzubereiten. 
In der Regionalkooperation sind die Bereiche Bildung und 
Gesundheit nach wie vor wichtig, Baumaßnahmen werden 
allerdings nur mehr in Ausnahmefällen durchgeführt. Der 
Schwerpunkt der Arbeit liegt jetzt auf der Qualität der 
Schulbildung und der Gesundheitsversorgung. Dazu zählen 
Fortbildungsprogramme für LehrerInnen der Fächer Eng-
lisch und Mathematik und die Ausbildung von Kranken-
schwestern, Hebammen und medizinisch-technischen Assis-
tentinnen.
Neben der Zusammenarbeit mit staatlichen Behörden in den 
Bereichen Bildung und Gesundheit werden auch Projekte 
direkt mit Dorfgemeinschaften durchgeführt. Im Rahmen 
dieser Dorfentwicklung werden einerseits kostengünstige, 
kleinere Maßnahmen mit unmittelbarer Sichtbarkeit wie die 
Förderung des Gemüseanbaus oder der Bau von energie
e�zienteren und rauchfreien Öfen unterstützt, aber auch 
größere Projekte zur Sicherung der Wasserversorgung der 
Menschen. Die Verfügbarkeit von Wasser bleibt in diesem 
trockenen Teil Tansanias weiterhin ein zentrales Anliegen.
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Budget und Finanzierung
Derzeit verfügt die Städtepartnerschaft und Regionalkoope-
ration über ein jährliches Budget von etwa 160.000 Euro. 
Davon werden 22,3 % von der Stadt Salzburg und 37,5 % 
vom Land Salzburg zur Verfügung gestellt. Circa 60 % des 
Budgets werden somit aus ö�entlichen Mitteln bereitgestellt, 
für die verbleibenden 40 % kommt der Trägerverein entwe-
der direkt über Spenden (25,6 % des Budgets) oder indirekt 
über Partner auf. Seit vielen Jahren unterstützt uns das 
Bankhaus Spängler (9,4 %), seit diesem Jahr der deutsche 
Verein �Straßenkinder Tansania e.V.� (5,2 %).

Abwicklung über Trägerverein
Die entwicklungspolitischen Partnerschaften von Stadt und 
Land Salzburg werden alle über Vereine abgewickelt. Dies 
hatte natürlich auch mit der Entstehungsgeschichte der Part-
nerschaften zu tun, denen allen private Initiativen vorausge-
gangen waren. Salzburg � Singida entschied sich allerdings 
für eine interessante Kombination aus Stadtpolitik und 
Zivilgesellschaft. Der Vorstand des Trägervereins ist bis heute 
mit Vertretern des Salzburger Gemeinderats und mit Vertre-
terInnen der Salzburger Zivilgesellschaft besetzt. Obmann 
des Vereins war über lange Jahre der ehemalige Bürgermeis-
ter Heinz Schaden, heute ist Stadtrat Johann Padutsch in 

dieser Funktion. Diese Konstruktion ist sicherlich auch mit-
verantwortlich für den langen Atem dieser Partnerschaft, 
ebenso die aktive Unterstützung durch VertreterInnen der 
Verwaltungen von Stadt und Land. Wie wichtig diese Unter-
stützung ist, zeigte auch das Ergebnis der Beschlussfassung 
in der Sitzung des Gemeinderats vom 20. 9. 2017. FPÖ und 
Neos stimmten gemeinsam gegen eine Verlängerung der 
mittelfristigen Förderungsvereinbarung mit dem Verein für 
die Jahre 2019�2020.

Seit über 30 Jahren
Seit 1984 besteht eine Partnerschaft zwischen der Stadt Salzburg und 
der tansanischen Stadt Singida. 1994 wurde die Zusammenarbeit durch 
das Land Salzburg auf die Region Singida erweitert. Stadt und Land 
Salzburg fördern im Rahmen dieser Kooperation Entwicklungs- und 
Sozialprojekte, um die tansanischen Partner bei ihren Entwicklungs
bemühungen zu unterstützen. In Salzburg ist dies der Trägerverein 
�Städtepartnerschaft und Regionalkooperation Salzburg � Singida�,  
kurz SCSS (�Sister Cities Salzburg � Singida�), und in Tansania 
�Community Initiatives Promotion Trust Fund�, kurz CIP.
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Reformbedarf

Das Transferkarussell  
dreht sich weiter
Bei den �nanziellen Ver�echtungen der Transfers zwischen den einzelnen  
Gebietskörperschaften besteht ein hoher Reformbedarf, welcher mit dem FAG 2017  
nicht gelöst werden konnte. So betreffen die ˜nderungen in erster Linie die Gemeinden.  
Die Bedarfszuweisungen wurden erweitert, zusätzliche Mittel wurden im neuen Strukturfonds 
bereitgestellt, der Ressourcenausgleich wurde bei den Ländern gebündelt. Im Beitrag erfolgen 
kritische Einschätzungen zu den Neuerungen sowie Hinweise auf Verbesserungen.  
Dr.in Karoline Mitterer und Dr. Helfried Bauer

Zur Problematik von Zuschüssen,  
Beiträgen und Umlagen 
Grundsätzlich sind in der ö�entlichen Finanzwirtschaft Zu-
schüsse, Kostenbeiträge und Umlagen Maßnahmen bzw. In-
strumente zur (�exiblen) Feinsteuerung der Aufgabenerfül-
lung und ihrer Finanzierung üblich und in Grenzen zweck-
mäßig. 
Im österreichischen Finanzausgleichssystem1 haben sie ein 
überdurchschnittliches Ausmaß erreicht. Das resultiert aus 
der geringen eigenen Abgabenhoheit der subnationalen Ebe-
nen, aber auch aus der Ver�echtung in der Trägerschaft und 
Finanzierung von zahlreichen Aufgaben. Verschiedene Stu-
dien2 kommen zum Ergebnis, dass die Komplexität des 
Transfersystems verringert und die damit verbundene In-
transparenz sowie der unverhältnismäßig hohe Verwaltungs-
aufwand tunlichst beseitigt werden müssen. Wegen der Viel-
falt der Ziele und der Maßnahmen sind nicht nur die E�ek-
tivität (Steuerbarkeit) des Systems, sondern auch die politi-
sche Verantwortlichkeit und demokratische Autonomiebe-
dürfnisse schwer beeinträchtigt. 

Festlegungen im FAG 2017  
Mit dem FAG 2017 wurden mehrere punktuelle Maßnah-
men gesetzt. So stellte der Bund eine zusätzliche laufende 
Finanzzuweisung von 300 Mio. Euro für Länder und Ge-
meinden (davon 60 Mio. Euro für Gemeinden im Rahmen 
des Strukturfonds) sowie eine Einmalzahlung für Migration 
und Integration für Gemeinden in der Höhe von knapp 40 Mio. 
Euro zur Verfügung. Es erfolgte weiters eine Zusammenfüh-
rung des Ressourcenausgleichs zwischen Ländern und Ge-
meinden. Damit sollte eine Vielzahl an bisherigen Regelun-
gen reduziert werden. So entfallen die Finanzkraftausgleichs-

regelungen im Bereich der Ertragsanteile sowie bei den Bun-
destransfers bei der gemeindeweisen Unterverteilung zur 
Gänze3. Damit sollte eine klare Verantwortlichkeit der Län-
der gescha�en werden, einen reformierten Ressourcenaus-
gleich zwischen den Gemeinden herzustellen, welcher auf 
bestehende landesrechtliche Finanzkraftregelungen Bedacht 
nimmt. Konkretere Ausführungen, wie die Länder dieser 
Verantwortung nachkommen sollen, erfolgten nicht.  
Der Großteil der bisherigen §-21-Mittel gemäß FAG 2008 
(Gemeinde-Kopfquotenausgleich) wurde zu den Bedarfszu-
weisungsmitteln verschoben (115 Mio. Euro). Zusätzlich zu 
den bisherigen Verwendungszwecken für Investitionsförde-
rungen und Haushaltsausgleich werden nun auch neue Zwe-
cke bei den Gemeinde-Bedarfszuweisungen festgelegt: inter-
kommunale Zusammenarbeit, Gemeindezusammenlegun-
gen, strukturschwache Gebiete und ein landesinterner Fi-
nanzkraftausgleich. Hinzu kommt der Eisenbahnkreuzungs-
fonds von knapp 10 Mio. Euro im Jahr.

Punktuelle ˜nderungen statt  
ganzheitlicher Transferreform 
Ein Reformziel des FAG 2017 betraf ursprünglich eine Neu-
regelung der Transferbeziehungen zwischen Gemeinden und 
Ländern (dies sind vor allem die Landesumlage, Krankenan-
stalten- und Sozialhilfeumlagen und Bedarfszuweisungsmit-
tel und laufende Landesförderungen). Die Bereitschaft der 
Länder, hier umfangreiches und vergleichbares Datenmate-
rial zu den bestehenden Transferströmen zu liefern, hielt sich 
jedoch in Grenzen. Immerhin reichten die vorliegenden Da-
ten aus, um zu erkennen, dass in den meisten Ländern die 
Finanzausstattung der Gemeinden einer U-Kurve gleicht. 
Das bedeutet, dass die mittelgroßen Gemeinden die ge-
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ringste Finanzmittelausstattung haben (Ertragsanteile zuzüg-
lich bzw. abzüglich der Transfers). Dass die kleinen Gemein-
den eine deutlich höhere Finanzmittelausstattung haben als 
die mittleren Gemeinden zeigt die überkompensierende 
Wirkung der Regelungen4. Das Bestätigt die regelmäßig vom 
KDZ verö�entlichten Ergebnisse zu den Auswirkungen der 
Zuweisungen/Zuschüsse und der diversen Umlagen zuguns-
ten der Länder (Abbildung 1).
Dennoch konnte man sich nicht auf eine ganzheitliche 
Transferreform einigen, in welcher das Zusammenspiel der 
Ertragsanteilsverteilung, der Bundestransfers und der Trans-
fers zwischen Ländern und Gemeinden gemeinsam betrach-
tet werden sollte. Mit der Übertragung der Verantwortung 
für den Ressourcenausgleich an die Länder wird die isolierte 
Betrachtung einzelner Instrumente noch weiter gefördert. 
Die Zuweisung der Verantwortung an die Länder bietet die 
Chance, dass die Länder eine konsistente Rechtslage scha�en 
und die Neuregelungen an transparenten Zielen ausrichten. 
Gleichzeitig besteht jedoch das Risiko, dass sich die bereits 
jetzt bestehenden Unterschiede im Bereich der Verteilungs-
wirkungen der Länder-Gemeinde-Transfers nach Bundeslän-
dern noch weiter verstärken. Auch wurde nicht de�niert, wie 
der Prozess einer Reform des Ressourcenausgleichs in den 
Grundzügen ausgestaltet werden soll und nach welchen Zie-
len dieser Prozess ausgerichtet wird. So wird in verschiede-
nen Studien5 ein Reduzieren des Ressourcenausgleichs bei 
gleichzeitigem Ausbau des Lastenausgleichs gefordert. Ein 
Einbezug der Gemeinden (als wesentlicher Partner) bei der 
zukünftigen Ausgestaltung des Ressourcenausgleichs wurde 
nicht vereinbart. 
Das anfängliche Ziel einer Transferreduzierung und -ent-
�echtung konnte ebenso nicht erreicht werden. Vielmehr 
sind das Transfervolumen und die Zahl an Transfers sogar 

gestiegen. Durch das höhere Volumen an Gemeindebedarfs-
zuweisungen und die zusätzlichen Verwendungszwecke ist 
von einem Anstieg der Transferströme auszugehen, womit 
auch eine Zunahme der damit verbundenen Transaktions-
kosten einhergeht. Hinzu kommen der Strukturfonds oder 
der Eisenbahnkreuzungsfonds, welche ebenfalls die Komple-
xität des Transfersystems weiter erhöhen. 
Eine Abstimmung von Bundes- und Landesregelungen im 
Rahmen der Finanzausgleichsverhandlungen war aufgrund 
unterschiedlicher Interessenlagen nicht möglich. Dies zeigt 
sich beispielsweise im Kinderbetreuungsbereich, welcher aus 
mehreren Finanztöpfen �nanziert wird. Neben allgemeinen 
Mitteln wie Ertragsanteilen und eigenen Steuern bestehen 
noch Landesförderungen (Ko-Finanzierung des laufenden 
Betriebs) sowie die Bundesmittel (z. B. Art. 15a-Vereinba-
rungen zum Ausbau des Kinderbetreuungsangebotes). Im 
Rahmen der Verhandlungen ist es nicht gelungen, die ver-
schiedenen Transferströme zu bündeln oder diese auf ein ge-
meinsames Ziel auszurichten. 
Nur bescheidene Fortschritte zeigen sich im Bereich der 
Transparenz. So wurden Verwendungsnachweise für die zu-
sätzlichen Bedarfszuweisungsmittel vereinbart. O�en blieb 
jedoch, in welcher Form und in welchem Detaillierungsgrad 
diese Verwendungsnachweise zu liefern sind. Im Bereich des 
Ressourcenausgleichs, welcher derzeit über mehrere Instru-
mente erfolgt (wie etwa Umlagen, Investitionszuschüsse im 
Rahmen der Gemeinde-Bedarfszuweisungen), sind weiterhin 
keine entsprechenden Nachweise vorgesehen. 

Die nächsten Reformschritte 
In Anbetracht der bescheidenen Ergebnisse des FAG 2017 
bleibt eine Gesamtreform der Transfers auf der Tagesordnung. 
Um diese voranzutreiben, wird für die notwendigen Länder-
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Wie Gemeinden und Städte zukunfts�t werden

Innovativ einkaufen
Gemeinden und Städte sind jener Teil der öffentlichen Verwaltung, der den BürgerInnen am 
nächsten steht. Gerade deshalb ist es umso wichtiger, auf die Wünsche und Bedürfnisse der 
Bevölkerung einzugehen und ef�zient, bürgernahe und nachhaltig zu agieren.
Jasmin Berghammer, MSc, IÖB-Servicestelle

Gemeinden und Städte stehen vor der Herausforde-
rung, modern und zukunfts�t zu sein. Dabei wird 
die Rolle des Einkaufs oftmals unterschätzt. Denn 

wer innovativ einkauft, kann einen wesentlichen Beitrag zu 
mehr E�zienz, mehr BürgerInnennähe oder mehr Nachhal-
tigkeit leisten. Doch die Suche nach innovativen Produkten 
und Dienstleistungen kann einige Zeit in Anspruch neh-
men, wenn man nicht weiß, wo man anfangen soll. Deshalb 
hat die Servicestelle für innovationsfördernde ö�entliche Be-
scha�ung im Auftrag von bmvit und BMWFW die IÖB-
Onlineplattform www.innovationspartnerschaft.at ins Leben 
gerufen. 

Innovationen auf einen Blick
Der Marktplatz Innovation der IÖB-Onlineplattform bietet 
einen Überblick zu innovativen Produkten und Dienstleis-
tungen. Dazu zählen etwa mobile Ladestationen für Elektro-
autos, energiee�ziente Beleuchtungssysteme oder kosten-
günstige Re-Use-Computer. Statt mit einer aufwendigen 
Marktrecherche wird man mit wenigen Klicks fündig. So hat 
die Stadt Salzburg beispielsweise das Start-up VIEW ken-
nengelernt. Die Stadt wollte die ö�entlichen WC-Anlagen 
nicht nur baulich barrierefrei machen, sondern körperlich 
eingeschränkten Personen auch die Möglichkeit geben, einen 
Notruf abzusetzen. Das Start-up VIEW bietet hierfür ein '
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